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Text 

Abschluss von Rahmenvereinbarungen 

§ 154. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat in der Bekanntmachung oder – sofern ein 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung durchgeführt wird – in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe anzugeben, ob eine Rahmenvereinbarung mit einem einzigen oder mit mehreren 
Unternehmern abgeschlossen werden soll. Soll eine Rahmenvereinbarung für mehrere öffentliche 
Auftraggeber abgeschlossen werden, so sind in der Bekanntmachung oder – sofern ein 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung durchgeführt wird – in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe alle abrufberechtigten öffentlichen Auftraggeber eindeutig zu identifizieren. Nach 
Möglichkeit sind auch kleine und mittlere Unternehmen am Verfahren zum Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung zu beteiligen. 

(2) Die Unternehmer, mit denen die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, werden nach 
Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung 
oder eines Verhandlungsverfahrens gemäß den §§ 34 bis 37 sowie 44 Abs. 1 ermittelt. Eine 
Rahmenvereinbarung mit einem Unternehmer ist mit jenem Bieter abzuschließen, der das gemäß dem 
oder den bekannt gegebenen Zuschlagskriterien am besten bewertete Angebot gelegt hat. Eine 
Rahmenvereinbarung mit mehreren Unternehmern ist mit jenen Bietern abzuschließen, die die gemäß 
dem oder den bekannt gegebenen Zuschlagskriterien am besten bewerteten Angebote gelegt haben. Soll 
eine Rahmenvereinbarung mit mehreren Unternehmern abgeschlossen werden, so müssen mindestens drei 
Unternehmer daran beteiligt sein, sofern eine ausreichend große Zahl von Unternehmern die 
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Eignungskriterien erfüllt hat und eine ausreichend große Zahl von zulässigen Angeboten abgegeben 
wurde. Die maßgeblichen Gründe für die Bewertung der Angebote sind festzuhalten. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat den nicht berücksichtigten Bietern den Namen des 
Unternehmers bzw. die Namen der Unternehmer, mit dem bzw. denen die Rahmenvereinbarung 
abgeschlossen werden soll, mitzuteilen. In dieser Mitteilung sind die Gründe der Nichtberücksichtigung 
sowie die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes bzw. der erfolgreichen Angebote bekannt 
zu geben, sofern nicht die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den 
berechtigten Geschäftsinteressen eines Unternehmers widersprechen oder dem freien und lauteren 
Wettbewerb schaden würde. Eine Verpflichtung zur Mitteilung, mit welchem Unternehmer die 
Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, besteht nicht, wenn ein Verhandlungsverfahren gemäß 
den §§ 35 Abs. 1 Z 4, 36 Abs. 1 Z 4 oder 7 oder 37 Abs. 1 Z 4 zum Abschluss der Rahmenvereinbarung 
durchgeführt wurde. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber darf die Rahmenvereinbarung bei sonstiger absoluter Nichtigkeit 
nicht vor Ablauf der Stillhaltefrist abschließen. Die Stillhaltefrist beginnt mit der Übermittlung bzw. 
Bereitstellung der Mitteilung, mit welchem Unternehmer bzw. mit welchen Unternehmern die 
Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll. Sie beträgt bei einer Übermittlung bzw. Bereitstellung 
auf elektronischem Weg 10 Tage, bei einer Übermittlung über den Postweg oder einen anderen 
geeigneten Weg 15 Tage. Für eine freiwillige Bekanntmachung gelten die §§ 58 und 64 Abs. 6 
sinngemäß. 

(5) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf vier Jahre nicht überschreiten. Sofern dies 
ausnahmsweise, insbesondere aufgrund des Gegenstandes der Rahmenvereinbarung, sachlich 
gerechtfertigt werden kann, darf eine längere Laufzeit vorgesehen werden. Die dafür ausschlaggebenden 
Gründe sind festzuhalten. 

(6) Auf den Widerruf einer Rahmenvereinbarung sind die §§ 148 bis 150 sinngemäß anzuwenden. 
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